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„Kreisliche Selbstverwaltung wahren!“

Resolution der 19. Landkreisversammlung des Landkreistages Sachsen-Anhalt
am 12. Oktober 2006 in Halberstadt, Landkreis Halberstadt

Knapp ein halbes Jahr nach Unterzeichnung der Koalitionsvereinbarung für die fünfte Legislaturperiode des Landtags von Sachsen-Anhalt 2006 bis 2011 stellt die Landkreisversammlung mit Enttäuschung fest, dass wesentliche kommunalfreundliche Aussagen (im folgenden fett und kursiv zitiert) keine Bestätigung gefunden haben:

Konsolidierungspartnerschaft zwischen Land und Kommunen

Trotz Steuermehreinnahmen des Landes in Höhe von 241 Mio. Euro soll das Finanzausgleichsgesetz dauerhaft um rd. 130 Mio. Euro gekürzt werden. Angesichts der bei den Landkreisen bereits bestehenden Fehlbeträge von rd. 375 Mio. Euro geht damit der kommunale Finanzausgleich als „verlässliche Grundlage der Leistungsfähigkeit der Kommunen“ gleich zu Beginn der Legislaturperiode verloren. 

Einhaltung des Konnexitätsprinzips 

Über das Haushaltsbegleitgesetz 2007 werden die Landkreise und kreisfreien Städte gesetzlich verpflichtet, die steigenden Kosten des Landes bei der Eingliederungshilfe für Behinderte und der Hilfe zur Pflege zu rd. 37 Mio. Euro mit zu finanzieren. Das Bekenntnis zur „strikten Einhaltung des Konnexitätsprinzips (Art. 87 Abs. 3 LV LSA)“ wird vom Land quasi umgekehrt, in dem es seine Mehrbelastungen auf die nicht zuständigen Landkreise und kreisfreien Städte abwälzt. 

Aufgabenbezogene Bemessung des Finanzausgleichs 
Der Eingriff in den kommunalen Finanzausgleich erfolgt ohne eine „objektive Ermittlung der tatsächlichen Kosten der Aufgabenerledigung durch die Kommunen“, die mit Blick auf das Urteil des Thüringer Verfassungsgerichtshofs vom 21. Juni 2005 zum Finanzausgleich angekündigt war. Stattdessen erfolgt eine pauschale FAG-Kürzung, ohne die unterschiedliche Finanzsituation der drei kommunalen Gruppen angemessen zu würdigen. Im Ergebnis werden die Landkreise im Verhältnis zu den Gemeinden überproportional belastet. Zusätzlich bleiben die unabweisbaren Mehrausgaben für die Vorbereitung und Umsetzung der Kreisgebietsreform zum 01. Juli 2007 völlig unberücksichtigt.

Überführung des „Sozialhilfelastenausgleichs“ in die allgemeinen Zuweisungen
Angesichts stark steigender Unterkunftskosten für die Hilfeempfänger nach dem SGB II („Hartz IV“) und der hierfür immer noch offenen Bundesbeteiligung ab 2007 sehen sich die Landkreise erheblichen Haushaltsrisiken ausgesetzt, die sie nicht verursacht haben und die sie nicht allein bewältigen können. Gleichzeitig verringert sich durch das Inkrafttreten des SGB II zum 01. Januar 2005 die Bemessungsgrundlage für die FAG-Teilmasse „Sozialhilfelastenausgleich“ soweit, dass den Landkreisen und kreisfreien Städten ab 2007 rd. 82 Mio. Euro verloren gehen. In Kenntnis dieser Tatsache sieht die Koalitionsvereinbarung vor, dass der Sozialhilfelastenausgleich abgeschafft wird und die Mittel „im Rahmen der allgemeinen Zuweisungen den Teilmassen der Landkreise und der kreisfreien Städte zugeschlagen“ werden. Diese zum 01. Januar 2007 erforderliche Gesetzesänderung ist bisher nicht vorbereitet worden.

Deregulierung und Entlastung

Wegen der prekären Finanzsituation der Landkreise können die angekündigten Mindereinnahmen und zusätzlichen Ausgabeverpflichtungen nicht aus eigener Kraft erwirtschaftet werden. Die vom Land zugesagte Unterstützung der Kommunen „bei der Konsolidierung ihrer Haushalte durch den Abbau überflüssiger Regulierungen und Standards sowie durch Aufgabenverzicht“ ist bis heute nicht sichtbar. 
Schutz der Kommunen vor finanzieller Überforderung 
Mit dem Bekenntnis zur Umsetzung des seinerzeit einstimmig gefassten Landtagsbeschlusses „Kommunalpolitik in der vierten Wahlperiode“ (Drs. 4/73/2588 B) haben sich die Koalitionspartner „für die Einführung eines Konsultationsverfahrens zwischen der Landesregierung und den kommunalen Spitzenverbänden“ ausgesprochen. Ziel sollte eine nachvollziehbare Kostenabschätzung bei allen kommunalrelevanten Entscheidungen der Landesregierung sein. Entsprechende Initiativen bestehen bisher nicht. 

Durchführung einer Funktionalreform

Die kreisliche Neugliederung zum 01. Juli 2007 muss zeitnah zu einer nachhaltigen Reform der Aufgabenzuordnung zwischen dem Landesverwaltungsamt, staatlichen Fachbehörden und den Landkreisen genutzt werden. Die von den Koalitionspartnern vereinbarte „substantielle Aufgabenverlagerung“ muss noch in diesem Jahr aufgabenseitig soweit konkretisiert werden, dass sie zu Beginn des Jahres 2008 in Kraft treten kann.

Resümee

Die Landkreisversammlung erwartet, dass sich die Landesregierung und die sie tragenden Fraktionen im Landtag bei ihren Entscheidungen von ihrem eigenen Bekenntnis zum 

„Grundsatz der kommunalen Selbstverwaltung“
leiten lassen und insbesondere die kommunale Finanzhoheit nicht einseitig zugunsten des Landeshaushalts aushöhlen. Konnexität und aufgabengerechte Finanzausstattung sind verfassungsrechtliche Vorgaben, die keiner politischen Beliebigkeit unterliegen. 
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